
Die (neue) Erbschaftsteuer ab 01.07.2016 aus der Sicht eines höheren Beamten:
warum einfach, wenn es auch kompliziert geht? Weil die Parteien es so wollen

Ich war vor kurzem bei einer Veranstaltung, auf der ein hochrangiger Beamter

(dessen Namen ich hier nicht nennen möchte) über den Stand der Bemühungen um die Reform der
Erbschaftsteuer vortrug. Wir erinnern uns: das Werk muss nach der Vorgabe des BVerfG bis Juni 2016
Gesetz geworden sein. Nachdem die noch immer, wenn auch entschärften, komplizierten Details des
Entwurfs vorgetragen waren, fragte ich den Referenten, ob man denn auch schon einmal die
vorgeschlagene Alternative der Besteuerung von Betriebsvermögen zu niedrigeren Steuersätzen,
dafür aber keine Begünstigung von Betriebsvermögen mehr, als Lösung erwogen habe. Aus der
wortreichen Antwort habe ich unter dem Strich geschlossen, dass diese Lösung nicht einmal
ansatzweise geprüft worden ist, und zwar mit der schon etwas ernüchternden Begründung, die ich hier
verkürzt darstelle: das sei politisch nicht gewollt.

Ich dachte immer, sehr naiv, es wäre die Pflicht (und auch das Interesse) von den Fachbeamten, gute,
einfache und sinnvolle Gesetze zu machen und nicht etwas, das vermeintlich politisch gewollt ist. Und
ich frage mich weiter, warum die Steuerbürger mit einem Gesetz leben sollen, das ersichtlich sehr
kompliziert ist, und dass sie wohl auch so nicht wollen, nur weil Parteien meinen, das sei gewollt. Ich
bin mir sicher, dass sehr viele Unternehmen, auch und insbesondere Mittelständler, mit einer
einfacheren Erbschaftsteuer, die der Höhe nach wirklich planbar ist, besser leben könnten als mit
einem komplizierten, riskanten Regelwerk. Unternehmen handeln in der Praxis viel weniger
steuergetrieben, als die Finanzverwaltung glaubt. Die Unternehmer, die ihr Unternehmen auf das
Steuerrecht ausrichten und nicht auf den unternehmerischen Erfolg, die dürften sehr seltene
Exemplare sein.

Auch frappierend: die Antwort auf die Frage, was denn passiere, wenn die Neufassung nicht bis Ende
Juni 2016 umgesetzt worden sei, bleibt im Ergebnis offen. Die Antwort war sinngemäß u.a. folgende:
das BVerfG habe da zwar eine Frist gesetzt, wenn die aber jetzt nicht eingehalten werde, dann sein
die halt verstrichen. Ich bin mir nicht sicher, dass die Richterinnen und Richter in Karlsruhe das auch
so sehen, wenn man sie den einmal fragen würde.
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